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Vorbemerkung 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe setzt sich als Selbsthilfevereinigung mit ca. 135.000 
Mitgliedern seit über 50 Jahren für die Belange von Menschen mit geistiger Behinderung 
und ihren Familien ein und verfolgt dabei die Leitlinien von Teilhabe und Inklusion, wie sie 
auch durch das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (UN-BRK) seit 2009 in Deutschland gesetzlich festgeschrieben sind. 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe begrüßt, dass die Bundesregierung die Sicherstellung 
einer flächendeckenden bedarfsgerechten und wohnortnahen medizinischen Versorgung 
der Bevölkerung als ein zentrales gesundheitspolitisches Anliegen betrachtet. Bezogen auf 
Menschen mit einer geistigen und mehrfachen Behinderung haben die Fachverbände für 
Menschen mit Behinderung kürzlich in einem Positionspapier  zur gemeindenahen 
Gesundheitsversorgung die Mängel der gesundheitlichen Versorgung von erwachsenen 
Menschen mit Behinderung benannt und ein umfassendes Versorgungskonzept vorgestellt. 
Dies beruht auf einer Qualifizierung der haus- und fachärztlichen Versorgung sowie einer 
spezialisierten Versorgungsebene für besonders komplexe gesundheitliche Bedarfe, um 
die in der UN-Behindertenrechtskonvention festgelegten Anforderungen an die Qualität der 
Versorgung zu erfüllen (vgl. Anlage). 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe unterstützt insbesondere die Ziele dieses 
Gesetzgebungsvorhabens 
 

• eine flächendeckende medizinische Versorgung zu sichern 
• die Verzahnung der Leistungssektoren zu verbessern  
• einen schnellen Zugang zu Innovationen sicherzustellen 

 
und nimmt zu den einzelnen Regelungen wie folgt Stellung: 
 
 
Artikel 1 Änderung des 5. Buches Sozialgesetzbuch 
 
§ 2 Abs. 1a (Leistungen) 
Die Klarstellung für das Leistungsrecht der gesetzlichen Krankenversicherung in Folge des 
sogenannten Nikolausbeschlusses des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 6. 
Dezember 2005) wird begrüßt. Menschen mit einer lebensbedrohlichen oder regelmäßig 
tödlichen Erkrankung, für die eine dem anerkannten medizinischen Standard 
entsprechende Leistung nicht zur Verfügung steht, muss ein Anspruch auf weitere 
Leistungen zustehen, wenn eine Aussicht auf Heilung oder spürbare positive Einwirkung 
auf den Krankheitsverlauf besteht. Diese Patienten haben in ihrer besonderen 
Krankheitssituation dadurch die Möglichkeit, von einer dem Standard nicht entsprechenden 
ärztlich angewandten Behandlungsmethode zu profitieren. 
 
§ 11 Abs. 6 (Leistungsarten) 
Mit dieser Regelung sollen die Angebotsmöglichkeiten der Krankenkassen für 
Satzungsleistungen ausgeweitet werden. Über den bestehenden gesetzlichen 
Leistungskatalog hinaus können gesetzliche Krankenkassen künftig zusätzliche Leistungen 
im Bereich der medizinischen Vorsorgemaßnahmen, der künstlichen Befruchtung, der 
zahnärztlichen Behandlung ohne die Versorgung mit Zahnersatz, der Versorgung mit nicht 
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln, mit Heilmitteln und Hilfsmitteln, häuslicher 
Krankenpflege und Haushaltshilfe erbringen. 
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Grundsätzlich ist die Möglichkeit, über den gesetzlichen Leistungskatalog hinaus 
zusätzliche Leistungen als Satzungsleistungen anzubieten, positiv zu bewerten. Zu 
kritisieren ist, dass diese Satzungsleistungen ausschließlich über Zusatzbeiträge finanziert 
werden müssen, wenn die mit den Satzungsleistungen verbundenen Kosten nicht mit den 
finanziellen Mitteln aus dem Gesundheitsfonds finanziert werden können. 
 
Mit dieser Regelung wird faktisch ein weiteres Wesensmerkmal einer privaten Versicherung 
übernommen: Im Rahmen einer privaten Versicherung hat der Versicherungsnehmer die 
Möglichkeit, gegen einen erhöhten Versicherungsbeitrag zusätzliche Leistungen vertraglich 
zu vereinbaren. Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung sind 
Wanderungsbewegungen mit nicht absehbaren Folgen zu befürchten, wenn Patienten 
künftig Krankenkassen nach für sie günstigen oder interessanten Zusatzleistungen 
auswählen. Dies widerspricht dem Gedanken einer Solidarversicherung. 
 
Strikt abgelehnt wird die neue Option, Leistungen von nicht zugelassenen Leistungser-
bringern vorzusehen. Es ist kein Grund ersichtlich, neben der bereits heute existierenden 
Vielzahl an Leistungserbringern und Verträgen zwischen Krankenkassen und 
Leistungserbringern die Versorgung für eine weitere Gruppe zu öffnen. Die gesundheitliche 
Versorgung ist ein hohes Gut, die Zulassung als Dienstleister im Gesundheitswesen dient 
der Einhaltung von Qualitätsstandards und damit dem gesundheitlichen Schutz aller 
Versicherten. Wenn auch die zusätzlichen Satzungsleistungen in der fachlich gebotenen 
Qualität erbracht werden sollen, was uneingeschränkt zu begrüßen ist, ist nicht ersichtlich, 
warum für diese Fälle auf eine Zulassung der Leistungserbringer verzichtet werden soll. 
 
§ 19 Abs. 1a (Erlöschen des Leistungsanspruchs) 
Begrüßt wird die Neuregelung, dass die Leistungsentscheidungen einer in Folge Insolvenz 
geschlossener Krankenkasse fortgelten sollen. Das Beispiel der Insolvenz der City-BKK hat 
deutlich gemacht, dass die Versicherten beim Wechsel in eine neue Krankenkasse einer 
gesetzlich verankerten Rechtssicherheit und damit verbundenen Kontinuität ihrer 
gesundheitlichen Versorgung bedürfen. 
 
§ 32 Abs. 1a (Heilmittel) 
Menschen mit chronischen Erkrankungen oder schweren Behinderungen benötigen zum 
Teil lebenslang Heilmittel. Dieser Tatsache hat die seit 2004 geltende Heilmittelrichtlinie mit 
der Abschaffung sog. Langfristverordnungen nicht mehr Rechnung getragen. 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe begrüßt daher, dass Menschen, die langfristig 
Heilmittelbehandlungen benötigen, wieder die Möglichkeit eingeräumt wird, sich die 
erforderlichen Heilmittel für einen für sie persönlich geeigneten Zeitraum genehmigen zu 
lassen. Positiv ist auch die Genehmigungsfiktion nach Ablauf der Frist zur Bescheidung 
eines Antrages.  
 
§ 39 Abs. 1 (Krankenhausbehandlung) 
Die verkürzte Verweildauer in den Krankenhäusern hat zu erheblichen Problemen bei der 
notwendigen ambulanten Folgebehandlung geführt. Die Regelung, dass die 
Krankenhausbehandlung auch ein Entlassmanagement zu beinhalten hat, um Probleme 
beim Übergang in die ambulante Versorgung nach einer Krankenhausbehandlung zu 
bewältigen, wird daher begrüßt. 
 
In der Gesetzesbegründung werden explizit nach Krankenhausbehandlung erforderliche 
Leistungen der häuslichen Krankenpflege und der Pflegeversicherung nach dem SGB XI 
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benannt. Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass nach der derzeitigen Gesetzeslage 
Menschen mit Behinderung, die in einer Wohnstätte der Behindertenhilfe leben, die 
Leistungen der häuslichen Krankenpflege gem. § 37 SGB V oder die Leistungen der 
Pflegeversicherung nicht oder nur unzureichend erhalten.  
 
Der Gesetzgeber hat mit dem GKV-Modernisierungsgesetz zum 1. April 2007 die 
Leistungen der häuslichen Krankenpflege für alle geeigneten Orte, insbesondere betreute 
Wohnformen, geöffnet. Dennoch wird bis heute von den gesetzlichen Krankenkassen bei 
Wohnstätten der Behindertenhilfe deren Eignung bestritten, obwohl dort vorrangig 
pädagogische Fachkräfte beschäftigt sind.  
 
Für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung, die in Wohnstätten der Behindertenhilfe 
leben, sind die Beträge der Pflegeversicherung seit Einführung der sozialen 
Pflegeversicherung im Jahre 1995 auf den monatlichen Höchstbetrag von 256 Euro 
unabhängig von der Pflegestufe gedeckelt (§ 43a SGB XI). Damit auch stationär betreute 
behinderte Menschen von einem verbesserten Versorgungs- und Entlassmanagement 
nach Krankenhausaufenthalt profitieren können, müssen daher auch entsprechende 
Klarstellungen in den genannten Vorschriften erfolgen. 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe schlägt für eine Neufassung der §§ 37 Abs. 1 Satz 1 
und 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V folgende Formulierung vor: 
 
„Versicherte erhalten in ihrem Haushalt, ihrer Familie oder sonst an einem geeigneten Ort, 
insbesondere in betreuten Wohnformen und anderen geeigneten Einrichtungen der 
Hilfen für behinderte Menschen, Schulen und Kindergärten,… ..“. 
 
§ 84 Abs. 8 (Arznei- und Heilmittelvereinbarung; Richtgrößen) 
Ärztinnen und Ärzte, die eine überdurchschnittliche Zahl von Menschen mit schweren 
Behinderungen versorgen, sind häufig Regressforderungen und 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen ausgesetzt. Mit der fatalen Folge, dass Verordnungen 
verweigert oder Patienten an andere Arztpraxen verwiesen werden. Aus fachlicher Sicht ist 
eine solche Schwerpunktausrichtung allerdings sehr zu begrüßen. Diese Arztpraxen sind 
infolge dieser „Spezialisierung“ mit den Besonderheiten der Versorgung von Menschen mit 
schweren Behinderungen besonders vertraut und können dem Anspruch einer 
bedarfsgerechten Versorgung gerecht werden. 
 
Es wird daher das Vorhaben begrüßt, Praxisbesonderheiten für die Verordnung von 
Heilmitteln festzulegen, die bei den Prüfungen nach § 106 anzuerkennen sind. Es besteht 
insoweit auch ein gemeinschaftliches Interesse an einer bundeseinheitlichen Regelung. 
 
§ 116b (Ambulante spezialärztliche Versorgung) 
Es wird begrüßt, dass stufenweise ein eigenständiger Versorgungsbereich für die 
ambulante spezialärztliche Versorgung geschaffen wird, der sich auf Erkrankungen mit 
besonderen Krankheitsverläufen, seltenen Erkrankungen sowie hochspezialisierten 
Leistungen bezieht. Mit dem medizinischem Fortschritt einher geht das Erfordernis einer 
multiprofessionellen und interdisziplinären Herangehensweise bei Diagnostik und Therapie. 
Sie ist für eine adäquate Diagnostik und Behandlung komplexer und schwer therapierbarer 
Krankheiten und Behinderungen unverzichtbar. Da die strikte sektorale Aufteilung der 
GKV-Versorgung in die vertragsärztliche Versorgung einerseits und die 
Krankenhausversorgung andererseits dieser Entwicklung nicht mehr gerecht wird, ist es 
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der richtige Weg, durch die Einführung einer ambulanten spezialärztlichen Versorgung 
einen sektorenverbindenden Versorgungsbereich zu schaffen.  
 
Der in Satz 2 bestimmte Leistungsumfang des ambulanten spezialärztlichen 
Versorgungsbereichs (Erkrankungen mit besonderen Krankheitsverläufen und seltene 
Erkrankungen) ist wie folgt zu ergänzen: 
 

• „Querschnittslähmung bei Komplikationen, die eine interdisziplinäre Versorgung 
erforderlich machen“, ist um die Cerebralparese zu ergänzen, die ähnliche und zum 
Teil sogar weitergehende Problematiken aufweist. Zur Zeit sind Menschen mit 
Cerebralparese im Erwachsenenalter häufig unzureichend medizinisch versorgt und 
gehäuft von Folgeerkrankungen betroffen.  

 
Zusätzlich aufzunehmen sind: 
 

• Komplexe Formen von Behinderungen, bei denen eine Mehrfachbehinderung, 
häufig kombiniert mit einer Sinnesbehinderung vorliegt und zugleich ein intensiver 
medizinischer Behandlungsbedarf besteht. Hierfür fehlen spezialisierte 
Einrichtungen, die eine adäquate Diagnostik und Therapie erbringen können. 

• Zusammentreffen von geistiger Behinderung und psychischer Erkrankung: Der 
hiervon betroffene Personenkreis kann im Regelversorgungssystem der Psychiatrie 
nicht in geeigneter Weise versorgt werden. 

 
Dem Gemeinsamen Bundesausschuss kommt die wichtige Aufgabe zu, in einer Richtlinie 
den Bereich der ambulanten spezialärztlichen Versorgung näher zu gestalten. Hieran ist 
die Patientenvertretung angemessen zu beteiligen. Notwendig ist eine eindeutige 
indikationsbezogene Regelung zu den Überweisungserfordernissen für den 
spezialärztlichen Versorgungsbereich: In welchen Fällen ist eine Direktbehandlung im 
Rahmen der spezialärztlichen Versorgung möglich, in welchen Fällen bedarf es einer 
Überweisung des behandelnden Vertragsarztes oder des behandelnden 
Krankenhausarztes. 
 
§ 127 Abs. 6 (Verträge) 
Die Versorgung mit Hilfsmitteln ist für Versicherte und Leistungserbringer mit einem hohen 
bürokratischen Aufwand verbunden. Es wird daher das Vorhaben begrüßt, 
Rahmenempfehlungen zur Vereinfachung und Vereinheitlichung der Durchführung und 
Abrechnung der Versorgung mit Hilfsmitteln abzuschließen. 
 
 
Artikel 4 Änderung des 11. Buches Sozialgesetzbuch 
 
§ 35 (Erlöschen der Leistungsansprüche) 
Die gesetzliche Klarstellung zur notwendigen Kontinuität der Versorgung in der 
gesetzlichen Pflegeversicherung bei Schließung einer gesetzlichen Krankenkasse wird 
begrüßt. Insoweit gelten die Ausführungen zu § 19 Abs. 1a SGB V. 
 
§ 40 Abs. 5 (Pflegehilfsmittel) 
Seit Einführung der sozialen Pflegeversicherung sind die Sozialgerichte in hohem Maße mit 
der Frage der Abgrenzungsstreitigkeiten zwischen Hilfsmitteln der gesetzlichen 
Krankenversicherung (§ 33 SGB V) und Pflegehilfsmitteln (§ 40 SGB XI) befasst. Aus Sicht 
der pflegebedürftigen behinderten Menschen ist an dieser Stelle anzumerken, dass die 
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Zuständigkeitsstreitigkeiten in vielen Fällen zu unzumutbaren Verzögerungen bei der 
Leistungsgewährung oder gar zur Leistungsverweigerung geführt haben. Mehrere 
Grundsatzurteile des Bundessozialgerichts der letzten Jahre belegen, dass in der 
Anwendung und Interpretation der gesetzlichen Regelungen durch die gesetzlichen 
Kranken- und Pflegekassen sowie die unterinstanzlichen Sozialgerichte Mängel bestehen. 
 
Von daher wird die gesetzliche Intention, für Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel die Prüfung der 
Leistungszuständigkeit und die Bewilligung der Leistungen zu vereinfachen, 
uneingeschränkt begrüßt. Den Bedürfnissen der Betroffenen entsprechend soll der 
angegangene Leistungsträger künftig auch nach der für den jeweils anderen 
Leistungsträger geltenden Regelung über die Bewilligung der Hilfsmittel und 
Pflegehilfsmittel abschließend entscheiden. Auf eine genaue Zuordnung zu dem jeweiligen 
Leistungsträger kommt es dabei nicht mehr an. Positiv ist auch die pauschale Aufteilung 
der Ausgaben zwischen der Krankenkasse und der Pflegekasse für die betroffenen 
Hilfsmittel. Die Pauschalierung der Kosten ist das notwendige Pendant zu einer 
nutzerfreundlichen trägerübergreifenden Hilfsmittelversorgung. 
 
 
Schlussbemerkung 
 
§ 2a SGB V bestimmt, dass den besonderen Belangen behinderter und chronisch kranker 
Menschen Rechnung zu tragen ist. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderung schreibt in Art. 25 (Gesundheit) vor, dass die 
Vertragsstaaten das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung anerkennen 
und das die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie möglich 
anbieten, auch in ländlichen Gebieten.  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe geht davon aus, dass die Bundesregierung das Gesetz 
zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Krankenversicherung 
umfassend daraufhin überprüft, ob das Gesetz den Anforderungen der 
Behindertenrechtskonvention gerecht wird. Damit wird auch dem Koalitionsvertrag 
Rechnung getragen, der die Selbstverpflichtung enthält, dass alle rechtlichen Regelungen 
auf ihre Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung überprüft werden. In diesem Sinne 
erwartet die Bundesvereinigung Lebenshilfe, dass die Vorschläge zur Versorgungsstruktur, 
die die besonderen Bedarfe von Menschen mit Behinderung aufgreifen, im 
Gesetzgebungsverfahren Berücksichtigung finden. 
 
Berlin, 21. Juni 2011 

 






















